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DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE

DATUM: 17.05.1992

MARIANNE BENTELI

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.11.1993
MARIANNE BENTELI

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Medizinische Forschung

In der Abstimmung vom 17. Mai 1992 nahmen Volk und Stdnde den von Bundesrat und
Parlament als direkten Gegenvorschlag zur inzwischen zuriickgezogenen
«Beobachter-Initiative» ausgearbeiteten neuen Artikel 24 der Bundesverfassung
deutlich an. Fast zwei Drittel der Urnengéngerinnen und Urnenganger und alle Kantone
mit Ausnahme des Wallis stimmten damit der Einfihrung von verbindlichen Leitplanken
im Bereich der Gentechnologie zu. Bisher hatte es auf Bundesebene nur Richtlinien
und einige Bundesgerichtsurteile gegeben. Der neue Verfassungsartikel sieht im
einzelnen vor, dass die In-vitro-Fertilisation (IvF) nur erlaubt sein soll, wenn alle
anderen Methoden zur Behebung ungewollter Kinderlosigkeit versagt haben. Eingriffe in
die menschliche Keimbahn sind verboten, ebenso die Forschung an und der Handel mit
Embryonen. Das Erbgut einer Person darf nur mit deren Zustimmung oder aufgrund
gesetzlicher Anordnung untersucht oder registriert werden. Eine mit Spendersamen
gezeugte Person soll Zugang zu den Daten ihrer Abstammung erhalten. Bei Tieren und
Pflanzen schliesslich ist die Wirde der Kreatur sowie die Sicherheit von Mensch, Tier
und Umwelt zu wahren.

Verfassungsartikel zur Fortpflanzungs- und Gentechnologie (Art. 24 BV)
Abstimmung vom 17. Mai 1992

Beteiligung: 39.2%
Ja: 1271052 (73.8%) / 19 6/2 Stande
Nein: 450'635 (26.2%) / 1 Stand

Parolen:

— Ja: FDP, SP (2*), CVP (3*), SVP (1*), GP, LdU, EVP, PdA; SGB, CNG, Vorort, SGV, SBV,
VKMB, SBN, SGCI, FMH, Kath. Frauenbund

— Nein: LP (4%, AP, SD, EDU; SAG, Basler Appell gegen Gentechnologie,
Behindertenorganisationen, diverse feministische Gruppen

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen '

Suchtmittel

Die einzige Uberraschung des Abstimmungsresultates lag denn auch in seiner
Deutlichkeit. 1979 hatten sich noch 41 Prozent der Stimmenden fir ein analoges
Volksbegehren («Guttempler-Initiative») ausgesprochen, Basel-Stadt sogar mit mehr als
50 Prozent. Besonders massiv wurden die beiden Initiativen in der Westschweiz (mit
Ausnahme von Genf) und im Kanton Schwyz abgelehnt, wo sich Uber vier Flnftel der
Urnengéangerinnen und Urnengéanger gegen sie aussprachen. Am
«verbotsfreundlichsten» zeigten sich die Kantone Basel-Stadt und Zurich mit rund 33
Prozent bzw. 31 Prozent Ja-Stimmen.

Volksinitiative «zur Verhinderung der Alkoholprobleme>.
Abstimmung vom 28. November 1993

Beteiligung: 44.7%
Nein: 1'627'165 (74.7%) / 20 6/2 Stande
Ja: 516'054 (25.3%) / 0 Stéande

Parolen:

- Nein: FDP, CVP (4*), SVP, LP, AP, Lega; Vorort, SGV
- Ja: SP (3*), GP, PdA (1*), LdU (3*), EVP, EDU, SD (3*)

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Volksinitiative «zur Verminderung der Tabakprobleme>.
Abstimmung vom 28. November 1993
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 09.10.1998
MARIANNE BENTELI

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 29.04.2008
SABINE HOHL

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 13.10.2012
MARC BUHLMANN

Beteiligung: 44.7%
Nein: 1521885 (74.5%) / 20 6/2 Stéande
Ja: 521433 (25.5%) / 0 Stande

Parolen:
- Nein: FDP, CVP (3*), SVP, LP, AP, Lega; Vorort, SGV
- Ja: SP (3*), GP, PdA (1*), LdU (3*), EVP, EDU, SD (3*)

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Wie die Vox-Analyse dieser Abstimmung zeigte, fanden die beiden Initiativen bei den
Frauen erheblich mehr Zustimmung als bei den Mannern. Seit dem Beginn der Vox-
Analysen 1977 wurde nie eine so grosse Differenz zwischen dem Stimmverhalten der
Frauen und der Ménner - 18 Prozent beim Tabakverbot - beobachtet. Tiefe Ja-Anteile
ergaben sich in der jlngsten Alterskategorie, in der Romandie und in den landlichen
Gebieten. Besonders im rot-grinen Lager beeinflusste der politische Standort das
Stimmverhalten nur teilweise. Einzig die Gefolgschaft von LdU/EVP stimmte beiden
Initiativen zu, die Grinen nahmen nur die Tabakinitiative an, wahrend die Anhanger der
SP mehrheitlich nicht der Parteiparole folgten. Die meistgenannten Motive zur
Verwerfung der Initiativen waren die Angst vor zuséatzlicher Arbeitslosigkeit und die
Uberzeugung, dass ein Verbot wirkungslos ware bzw. durch auslandische Medien
umgangen wirde. ?

Die Dringlichkeitsklausel stiess dann auf mehr Gegenwehr in den Réten. Angesichts
eines moglichen Referendums und der Tatsache, dass der Bundesrat bereits mit
Verordnung vom Dezember 1997 die Versuchsreihe (mit rund 800 Probandinnen und
Probanden) im Sinn einer Weiterfhrung angepasst hatte, entstand im Standerat vorerst
eine Pattsituation. Im Nationalrat beantragte Guisan (fdp, VD) Ablehnung der
Dringlichkeit, wurde mit 130 zu 51 Stimmen aber klar Gberstimmt. Angesichts dieses
deutlichen Verdikts schwenkte der Stédnderat ein, worauf der Bundesbeschluss von
beiden Kammern umgehend in Kraft gesetzt wurde. Ende Oktober ergriff die EDU das
Referendum gegen diesen Beschluss.

Die eigentliche Vorlage zur Revision des Betdubungsmittelgesetzes liess weiterhin auf
sich warten. Immerhin signalisierte die SVP, dass sie sich einer gewissen Liberalisierung
anschliessen koénne; allerdings mochte sie jeden Schritt (Entkriminalisierung des
Konsums, Cannabis-Freigabe) zuerst einem wissenschaftlichen Versuch analog der
Heroinabgabe unterziehen. *

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Konservative und Rechte Parteien

Die EDU fasste im April die Ja-Parole fiir die drei Abstimmungsvorlagen
EinblUrgerungsinitiative, Initiative ~gegen Behordenpropaganda™ und
Gesundheitsartikel. *

Die EDU machte als Unterstitzerin des Referendums gegen das revidierte
Epidemiegesetz von sich reden. Die im nationalen Parlament kaum umstrittene Revision
fihre zu einem Diktat der Weltgesundheitsorganisation WHO, die bestimme, wann
jemand geimpft werden musse. Zudem koénnten Schulen verpflichtet werden, Uber
sexuell Ubertragbare Krankheiten zu informieren. °

1) BBI, 1992, V, S. 451 ff. Presse vom 12.5.92.

2) BBI, 1994, 1, S. 469 ff.; Presse vom 29.11.93.; Vox, Analyse der eidgenéssischen Abstimmungen vom 28. November 1993,
Adliswil 1994.

3) Amtl. Bull. NR, 1998, S. 2003 f.; Amtl. Bull. StR, 1998, S. 1092 ff.; Amtl. Bull. StR, 1998, S. 1115 und 1144; Amtl. Bull. NR, 1998,
S. 2296, Presse vom 21.1.98, NZZ, 25.6.98.; NZZ, 26.10.98.

4)NZZ, 29.4.08.

5) NZZ, 15.10.12; Medienmitteilung EDU vom 13.10.12.
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